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Beklagte und Revisionsbeklagte°
_

Der 40 Senat des Bundessozialgerichts hät
am 500 Juni 1970

ohne mündliche Verhandlung durch

Bundesrichter __\____ Dr„ E c k e r „
Bundesrichter f ' "Äi M ü l l e r g

‘
Bundesrichter ' ' Dro S t r a u b „
Bundessozialrichterin 8 k o w r o n e k und

e r 0 t hBundessozialrichter ;‚
_

w e n d

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz vom
400 September 1969 wird aufgehoben°

Der Rechtsstreit wird an das Landessozialgericht

zurückverwieseno
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Die Klägerin begehrt Rente wegen Berufunfähigkeit vom
40 April 1967 an° Die Beklagte lehnte den Renten-

antrag ab (Bescheid vom 20o Juni l967)° Klage und
Berufung sind erfolglos geblieben (Urteile des Sozial—'

gerichts —SG—Speyer vom 240 Januar 1968 und des
_

Landessozialgerichts —LSG—Rheinland—Pfalz vom 400 Sep“

témbor 1969)0
_ ' ‘ ' ‘

Mit der-nicht zugelassenen Revision? rügt die Klägerin?

das LSG habe den Sachverhalt unzureichend erforscht
_

und die Grenzen der freien Beweiswürdigung überschritteno

Die Klägerin beantragt;

die Urteile des SG und des LSG aufzuheben und die

Beklagte zur Gewährung von Rente wegen Berufs—

“Iunfähigkeitvzu;verurteilen‚ "

hilfsweise9 _

das Urteil des LSG aufzuheben und den
_

Rechtsstreit zurückzuverwei3eno

Die Beklagte beantragt‚

die Revision der Klägerin als unzulässig

zu verwerfen°

Die Revision der Klägerin ist zulässig und begründeto

Sie ist nach % 462 Abs° 4 Nr° 2 des Sozialgerichtse'

gesetzes (SGG) statthaft‚ weil die Klägerin zu Recht '

einen wesentlichen Mangel im Verfahren des LSG riigt°

Das LSG hätte sich gedrängt fühlen müssen‚ die von dem

Sachverständigen Prof„ Dr() Häliu jlempfohlene neurologische.........
-u ...-....-
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Begutachtung durchzuführen° In dem Unterlassen dieser

Beweisaufnahme liegt ein Verstoß gegen die Pflicht‘)

den Sachverhalt in allen für die Entscheidung wesent—

h lichen Punkten zu erforschen (@ 405 SGG)„ Dieser
ffVerfahrensmangel ist zudem auf den Umstand zurück—

zuführen„ daß das LSG dem Brief des Facharztes

_
Dro Bz::x vom 60 Dezember 1968 eine darin nicht ent—

‚_haltene Erklärung entnommen hato Hierdurch ist
1„möglicherweise die Feststellung beeinflußt‚ die

_K1ägerin habe früher nie über Schwindelanfälle ge—

„ klagt° Dies trifft jedoch nicht zu. Damithat das
fGLSG zugleich die Grenzen der freien Beweiswürdigung

*_übersohritten(@428Abs.4 sec).
_

___‘
_„.„‚;‚„„ ;„,_„.„_ ..-„_ -_

.
‘_!_„

f'Der Brief des Facharztes Dro B:;gg enthält folgenden
£.Satzg "Eine hirnorganische Ätiologie der geschil—
üderten ParoxySmen möchte ich nicht annehmen? bei
55Therapieresistenz wäre aber EEG angezeigt"o Anders

fia1s die Urteilsgründe besagen sollen„ liegt darin
ffnicht etwa eine abschließende Feststellung (im

„
Sinne des Nichtvorliegens einer hirnorganischen

'Ätio1ogie
„ sondern nur eine mehr oder weniger

7 fundierte vorläufige Meinung„ die — auf jeden Fall

bei Therepieresistenz — neurologisch zu überprüfen

„ware Hierzu bestand um so mehr Anlaß‚ als sich bei
iiintensiver Sichtung der Akten ergeben mußte9 daß(ie

Schwindelbeschwerden der Klägerin — wörtlich oder

in eindeutig erkennbarer Umschreibung — in vielen

ärztlichen Äußerungen seit dem Jahre 1964 wieder— .
kehren° Schon die Gutachten vom 480 Oktober 1964 und

45° November 1964 enthalten solche Hinweise("oft

schwindeligg plötzlich ganz blutarm im Kopfqoc‚ dann

schwinde ihr das Bewußtsein")° Auch das Gutachten

vom 500 Mai 1967 weist ähnliche Klagen auf ("Ich bin

müde_und immer so doll im Kopf"); die Sch■indelbe—
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_ 4 _

schwerden werden von dem Sachverständigen erwähnt und

auf eine vorzeitige Schlagaderverhärtung zurückgeführto

Darüber hinaus hat der sachverständige Zeuge Dro K 111?

am 44° Dezember 1968 die "Schwindel—00° und Herzanfälle"

erwähnte Sie finden sich mehrfach im Gutachten der‘

Medizinischen Klinik des Städtischen Krankenhauses

Pirmasens vom 80 Juli 1969 und führten zu der Empfehlung?

eVentuell sollte} wegen dieser Beschwerden ein neuro—
logisches Gutachten eingeholt werdeno Schließlich wurde

auch in dem Schreiben der Klinik vom 280 August 1969 eine

neurologische Indikation für eine Begleitperson als

möglich bezeichneto

Die Revision ist begründet„ weil nicht auszuschließen

ist, daß das LSG nach der Einhblung eines neurologischen

Gutachtens zu einem anderen Ergebnis gelangt wäreo

Nach @470 Satz 2 SGGist das angefochtene Urteil auf—
zuheben und die Sache an das LSG zurückzuverweisen„

weil der Senat nicht selbst entscheiden kann°

Die Entscheidung über die Pflicht zur Erstattung der

Kosten des Revisionsverfahrens bleibt dem LSG vorbe—

halten°
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